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Das Jahr begann mit dem anhaltenden Martyrium der Menschen im Gaza-Gebiet. Bis zum
Neujahrstag gab es über 22.000 Tote – davon 8.633 Kinder – und 57.000 Verletzte zu beklagen. Etwa
29.000 Bomben haben 300.000 von 493.000 Häusern zerstört. Die Weltgesundheitsorganisation
meldete, dass nur neun von 36 Gesundheitseinrichtungen im Gazastreifen in Betrieb sind, und zwar
alle nur teilweise und sämtlich im Süden.

Zwei Millionen der 2,3 Millionen Einwohner:innen sind in den Süden getrieben worden. Rund um
Rafah sind riesige Zeltstädte entstanden, und bei strömendem Regen und knappen Wasser- und
Lebensmittelvorräten könnten bald Krankheiten grassieren. Bombardierungen und Drohnenangriffe
verfolgten die Menschen auf ihrer Flucht nach Chan Yunis und dann nach Rafah, die laut
israelischen Flugblättern „sichere Zonen“ sein sollen. Der Gazastreifen ist auch nicht der einzige
Schauplatz zionistischer Gräuel. Im besetzten Westjordanland wurden 350 Menschen getötet, und
das Flüchtlingslager von Dschenin wurde aus der Luft bombardiert.

Rassismus

Israelische Regierungsminister aus den unverhohlen rassistischen „religiösen Parteien“, wie der
Minister für Nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir und der Finanzminister Bezalel Smotrich, haben
zur „freiwilligen Migration“ nach Ägypten und in andere Nachbarländer aufgerufen. Avi Dichter,
Landwirtschaftsminister des Likud, sagte: „Wir sind dabei, die Nakba des Gazastreifens
auszurollen“, während der Minister für Heimaterbe, Amihai Eliyahu, im 103FM-Radio erklärte, dass
Israel „Wege für die Menschen im Gazastreifen finden muss, die schmerzhafter sind als der Tod“, so
wie es die USA mit Japan getan haben, um seine Moral zu brechen und „seinen nationalen Traum zu
beenden“.

Das Ziel solcher Parteien, auf die Netanjahu seine Mehrheit in der Knesset, dem israelischen
Parlament, stützt, ist eindeutig die vollständige Vertreibung der einheimischen Bevölkerung
Palästinas. Israels westliche Unterstützer:innen befürworten dies aufgrund ihrer Beziehungen zu
ihren Verbündeten wie Saudi Arabien, Jordanien oder den Emiraten nicht, was Israel jedoch nicht
daran hindert, das Projekt voranzutreiben. Zumindest beabsichtigt es, die palästinensische
Bevölkerung in immer kleinere Zonen zu drängen, die von der IDF (Israelische Armee) und den
immer schwerer bewaffneten Siedler:innen im besetzten Westjordanland umgeben sind.

Natürlich verurteilen US- und EU-Politiker:innen die extremen Ansichten dieser Minister, aber sie
bleiben in einer Regierung, die in der Praxis das tut, was nur sie zu sagen wagen. Unterdessen
berichten mutige israelische Friedensaktivist:innen, dass jüdischen Bürger:innen die Schrecken, die
sich in Gaza abspielen, nicht vor Augen geführt werden und sie glauben, dass der Tod von
Zivilist:innen ein unbeabsichtigter, aber unvermeidlicher Kollateralschaden der Kampagne gegen
die Hamas ist.

Die Tötung von Zivilist:innen auf breiter Front ist das bewusste Ziel der israelischen Taktik; die
Auslöschung ganzer Stadtteile dient dem strategischen Ziel, „den nationalen Traum zu beenden“.
Die immer strengere Belagerung des Gazastreifens, die systematische Zerstörung seiner
Infrastruktur und die Lähmung seiner Wirtschaft haben den Widerstand jedoch nicht gebrochen. Im
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Gegenteil, sie haben die Unterstützung für die Hamas als die unnachgiebigste und zum Gegenschlag
fähigste Partei verstärkt. Ihre Verankerung in der Bevölkerung wird sich als unausrottbar erweisen,
wenn nicht die Menschen selbst ausgerottet werden.

Vor diesem schrecklichen Hintergrund ist die Weigerung westlicher Regierungen, zu einem
Waffenstillstand aufzurufen unter dem Mantra, dass Israel das Recht hat, sich selbst zu verteidigen,
eine kriminelle Absprache. Dies sollte uns nicht überraschen. Die USA, Großbritannien, Deutschland
und Frankreich haben alle völkermörderische Kriege auf ihrem Gewissen, nicht nur in der
Vergangenheit, sondern auch in der Gegenwart, in Afghanistan, oder im Irak.

Labour

Die Vereinigten Staaten, Schirmherr und Geldgeber Israels und all seiner Aggressionen seit den
1950er Jahren, haben alle Versuche der Mehrheit in der UN-Vollversammlung und im Sicherheitsrat,
ein Ende des Tötens zu fordern, mit ihrem Veto blockiert. Großbritannien unter Rishi Sunak folgt der
Linie aus Washington, ebenso wie die Labour-Partei unter Keir Starmer. Dies passt zu seinem
Interview mit der Times of Israel nach seiner Wahl zum Labour-Vorsitzenden, in dem er betonte:
„Ich unterstütze den Zionismus ohne Einschränkung.“ Darauf folgte eine Hexenjagd auf
Antizionist:innen, die als Antisemit:innen verleumdet wurden, darunter viele jüdische
Verteidiger:innen der palästinensischen Rechte.

Dennoch sind Starmers Ansichten nicht die der Labour-Basis oder der Parteipolitik. Die
Jahreskonferenz hat wiederholt Entschließungen verabschiedet, die Israel verurteilen und
Maßnahmen gegen Israels Gräueltaten unterstützen. Erst 2021 verabschiedete sie einen Antrag, in
dem es hieß:

„Die Konferenz beschließt, die von der palästinensischen Zivilgesellschaft geforderten ,wirksamen
Maßnahmen’, einschließlich Sanktionen, gegen die völkerrechtswidrigen Handlungen der
israelischen Regierung zu unterstützen, insbesondere um sicherzustellen, dass Israel den
Siedlungsbau stoppt, jegliche Annexion rückgängig macht, die Besetzung des Westjordanlands und
die Blockade des Gazastreifens beendet, die Mauer abbaut und das im Völkerrecht verankerte Recht
der palästinensischen Bevölkerung auf Rückkehr in ihre Heimat respektiert.“

Diese Entschließungen bleiben die offiziell beschlossene Politik der Labour Party und der ihr
angeschlossenen Gewerkschaften, die für sie gestimmt haben. Wie viele andere Entschließungen
werden sie natürlich vom Schattenkabinett und dem Nationalen Exekutivkomitee völlig ignoriert.
Und nur einige dieser Gewerkschaften wagen es noch, sie zu äußern, weil sie damit erpresst
werden, dass jede Kritik an Starmer die Wahlchancen von Labour gefährdet. Nichtsdestotrotz sind
eine Reihe von kommunalen Labour-Abgeordneten aus Protest zurückgetreten oder drohen damit,
bei den nächsten Wahlen auf einer Plattform für Palästina gegen Labour zu kandidieren.

Aktionen

In Großbritannien und anderen Ländern gab es wöchentliche Massendemonstrationen, die einen
Waffenstillstand und das Ende der Blockade forderten. In London marschierten Hunderttausende,
und in den meisten britischen Großstädten fanden beträchtliche Mobilisierungen statt. Dutzende von
lokalen Gaza-Solidaritätsgruppen sind entstanden und organisieren regelmäßig Kampagnen.
Aktivist:innen haben auch direkte Aktionen gegen Elbit Systems, den größten israelischen
Waffenhersteller, der mindestens 85 Prozent der vom israelischen Militär verwendeten Drohnen
liefert, geplant.

An einer Aktion in Sandwich in Kent am 26. November nahmen Gewerkschaftsmitglieder von Unite,



Unison, der National Education Union, der University and College Union, der British Medical
Association und der Bakers‘ Union teil und trugen ein Transparent mit der Aufschrift „Workers for a
free Palestine (Arbeiter:innen für ein freies Palästina)“. Sie haben auch eine gleichnamige Gruppe 
gegründet.

Solche Maßnahmen sind wichtige Schritte auf dem Weg zu einer landesweiten Kampagne für den
Boykott aller Institutionen und Firmen, die Material liefern, das Israels Gräueltaten in Gaza
unterstützt. Wir müssen diese Forderung in den Gewerkschaftsgruppen in Fabriken und Büros, an
Universitäten und Schulen aufgreifen.

Wir müssen die Informationsverbote über den Gazastreifen durchbrechen, die von Verwaltungen
und Bildungsbehörden verhängt werden. Dies ist von entscheidender Bedeutung, da der
Gesetzesentwurf der Regierung „Economic Activity of Public Bodies (Overseas Matters) Bill“ (Gesetz
zur ökonomischen Aktivität öffentlicher Körperschaften in Außenangelegenheiten), der darauf
abzielt, Boykotte, Desinvestitionen und Sanktionen zu verbieten, demnächst im Unterhaus
eingebracht werden soll. Dieser Angriff auf die Redefreiheit muss aufgedeckt, bekämpft und, falls er
verabschiedet wird, abgewehrt werden.
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